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s c h w e r p u n k t Ö k o l o g i s c h e r  S t r u k t u r w a n d e l

S Von Mario Meinecke  
 und Bettina Schrader 
eit April 1999 gibt es die Ökologische Steu-

erreform (ÖSR) in Deutschland. In der öffentli-
chen Wahrnehmung zeichnet sie sich bisher aller-
dings eher durch Negativ- als durch Posi-
tivschlagzeilen aus. Aufgrund des öffentlichen 
Streits bei der Einführung und zu großzügigen 
Ausnahmeregelungen für die gewerbliche Wirt-
schaft wurde in den letzten zwei Jahren kaum ein 
gutes Haar an der ÖSR gelassen. Hinzu kamen 
sprunghaft ansteigende Rohölpreise am Welt-
markt, die eine Akzeptanz zusätzlich erschwerten. 
Darüber hinaus wird – obwohl die nächsten ÖSR-
Schritte bis 2003 gesetzlich vereinbart sind – vor 
und hinter den Kulissen bereits heute heftig über 
eine neue Ausgestaltung diskutiert.
Vor dem Hintergrund des Kyoto-Protokolls, der 
UN-Klimakonferenz diesen Juli in Bonn und der 
"Rio+10”-Konferenz im September 2002 in Jo-
hannesburg wird dagegen verstärkt ein neues 
Instrument diskutiert, das insbesondere seitens 
der Wirtschaft als Ersatz für die ÖSR gehandelt 
wird: der Handel mit Emissionszertifikaten. 
Schließen sich beide Maßnahmen aus oder ist ein 
sinnvolles Zusammenspiel anzustreben, um den 
ökologischen Strukturwandel, die Reduzierung 
der Treibhausgase und eine effiziente Ressour-
cennutzung voranzutreiben?
Sowohl die ÖSR als auch der Zertifikatehandel 
sind marktwirtschaftliche Instrumente staatlicher 
Umweltpolitik. Die ÖSR versucht, die Nutzung fos-
siler Ressourcen und die Kohlendioxidemissionen 
über allmählich aber stetig steigende Steuersätze 
– und damit über den Preis – zu verringern. Die 
Menge an emittierten Treibhausgasen ist jedoch 
von der Reaktion der Marktteilnehmer auf die 
steigenden Preise abhängig.

Der Handel mit Emissionszertifikaten geht genau 
den umgekehrten Weg. Sind vom Staat erst einmal 
Zertifikate an die Marktteilnehmer verteilt, kann 
diese Menge vom Staat – oder von einer zuständi-
gen Aufsichtsbehörde – in stetigen, planbaren 
Schritten verringert werden. Die Marktteilnehmer 
wären dann zur Einsparung von Emissionen ge-
zwungen oder müssten sich bei unveränderten 
oder steigenden Treibhausgasemissionen über 
den Markt von anderen – progressiveren – Teil-
nehmern zusätzliche Zertifikate kaufen. Das Kli-
maschutzziel könnte mit dem Emissionshandel – 
im Gegensatz zur ÖSR – auf den Punkt genau er-
reicht werden. Unklar wäre aber der Preis der 
Zertifikate, der nicht vorgegeben wird, sondern 
sich am Markt bildet. Dies ist eine der größten 
Unsicherheiten des Zertifikatehandels. 
Das zweite bisher noch ungelöste Problem des Zer-
tifikatehandels ist die Anzahl der Marktteilnehmer. 
Der Handel funktioniert nur dann, wenn es nicht zu 
viele Marktteilnehmer gibt und am Markt eine 
größtmögliche Transparenz herrscht. So funktio-
niert ein Schwefeldioxid-Zertifikatehandel zwischen 
wenigen industriellen Emittenten in den USA seit 
Jahren sehr gut; auch große Konzerne wie BP 
haben konzernintern einen funktionierenden Zer-
tifikatehandel aufgebaut. Gänzlich ungelöst ist al-
lerdings bisher das Problem, wie ein Handel in 
Deutschland mit über 80 Millionen Marktteilneh-
mern oder gar ein länderübergreifender Handel 
organisiert werden könnte.

  Vorteile beider Instrumente  
nutzen

An Stelle eines drohenden Konkurrenzkampfes 
zwischen ÖSR und Zertifikatehandel könnte in 
Zukunft ein abgestimmtes Konzept aus beiden 
Maßnahmen stehen. 

ÖSR und Zertifikate ergänzen sich mit ihren je-
weiligen Stärken und Schwächen sehr gut. Die 
ÖSR entfaltet über steigende Mineralöl- und 
Stromsteuern besonders in den Bereichen Ver-
kehr und private Haushalte ihre Wirkung – Be-
reiche, in denen die Praktikabilität von Zertifika-
ten bisher noch nicht nachgewiesen werden 
konnte. Der Zertifikatehandel könnte dagegen 
insbesondere im Bereich der gewerblichen Wirt-
schaft ein probates Mittel zur Reduktion von 
Treibhausgasen darstellen.
Bei der Debatte um die Fortführung und zukünf-
tige Ausgestaltung der ÖSR wäre vor diesem Hin-
tergrund eine beengte Sicht auf die Reduzierung 
der derzeit bestehenden – und zweifelsohne zu 
weit reichenden – Ausnahmeregelungen für die 
gewerbliche Wirtschaft zu kurz gegriffen (1).
Mit dem Beschluss des Bundeskabinetts im Okto-
ber 2000 zum nationalen Klimaschutzprogramm 
(2) wurde eine Arbeitsgruppe Emissionshandel zur 
Bekämpfung des Treibhauseffektes eingesetzt. In 
dieser diskutieren unter Federführung des Bundes-
umweltministeriums (BMU) Vertreter verschiede-
ner Bundesministerien mit Vertretern von Wirt-
schaft und Umweltverbänden über Eckpunkte für 
ein Emissionshandelskonzept (3). Im Grünbuch 
der EU-Kommission zum Emissionshandel (4) 
wird die Zulassung eines Emissionshandels inner-
halb von Mitgliedstaaten ab 2005 und ein zwi-
schenstaatlicher Handel ab 2008 angestrebt. Ein 
darauf aufbauender Richtlinienentwurf der Kom-
mission für die Umsetzung in den EU-Mitgliedstaa-
ten ist in Vorbereitung.
Überlegungen über die zukünftige Ausgestaltung 
der ÖSR in Deutschland sollten daher einen mög-
lichen Zertifikatehandel einbeziehen. Denkbar 
wäre beispielsweise die Abschaffung des bisher 
geltenden "Spitzenbelastungsausgleichs” in der 
ÖSR. Durch diesen bekommen Unternehmen den 
Anteil ihrer Energiesteuerzahlungen, der das 1,2-
fache der Rückerstattung durch sinkende Renten-
versicherungsbeiträge übersteigt, auf Antrag er-
stattet. Statt dessen könnten diese Unternehmen 
an einem nationalen Kohlendioxid-Zertifikatehan-
del teilnehmen.
Der Parteirat von Bündnis 90/Die Grünen geht in 
seinem jüngsten Beschluss zur ÖSR (5) sogar 
noch einen Schritt weiter. Er fordert eine deut-
sche Führungsrolle in der internationalen Debat-
te um den Emissionshandel und bezeichnet die 
Einführung eines Emissionshandelssystems mit 
absoluten Emissionsobergrenzen als Ersatz für 
die "Ökosteuer für die Industrie” ab 2005 als 
mögliche Option.

Überlegungen für Deutschland und Ansätze in Großbritannien

Ökosteuer und Zertifikate –  
Gegensatz oder Ergänzung?
Bisher galt in deutschland die ökologische steuerreform als königsinstrument 
für schritte in richtung eines ökologischen strukturwandels. allerdings bleibt 
die praktische umsetzung hinter diesem anspruch zurück. International gewin-
nen emissionszertifikate an Bedeutung. ergibt sich daraus eine neue perspekti-
ve oder handelt es sich um eine bloße neuauflage einer Instrumentendebatte, 
die wirkliche strukturveränderungen verhindern soll?
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  auf emissionshandel  
vorbereitet sein

Der bei BP seit Anfang 2000 zwischen 150 Ge-
schäftseinheiten des Konzerns weltweit funktionie-
rende Handel mit Emissionszertifikaten (für einen 
Mix der Treibhausgase Kohlendioxid und Methan) 
zeigt auf beeindruckende Weise die Effizienz des 
Modells: Der Preis für die derzeit gehandelten 
Emissionslizenzen lag nach BP-Aussagen im Früh-
jahr 2001 mit durchschnittlich 7,5 US-Dollar pro 
Tonne deutlich unter den zunächst erwarteten Ko-
sten. Durch den Emissionshandel bekommt die 
Emission von Treibhausgasen erstmals einen real 
begreifbaren Preis, der sich mit Investitionen in die 
Energieeffizienz abgleichen lässt.
Deutschland sollte nicht darauf warten, dass in 
übergeordneten Institutionen wie der EU oder 
auch bei den nächsten UN-Klimakonferenzen 
über einen Emissionshandel entschieden wird. 
Durch das frühzeitige Sammeln eigener Erfahrun-
gen mit einem integrierten Konzept aus ÖSR und 
Emissionshandel hätte Deutschland die Chance, 
im internationalen Klimaschutz Wettbewerbsvor-
teile zu erlangen – bei Wahrung einer größtmög-
lichen Flexibilität der eingesetzten Ins trumente. 
Großbritannien ist auf einem solchen Weg bereits 
einen Schritt weiter (vgl. den Kas ten).
Zumindest national besteht jedoch auch die Ge-
fahr, dass ÖSR und Emissionshandel in der De-
batte um die Fortführung der Ökologischen Steu-
erreform und Klimaschutz gegeneinander ausge-
spielt werden. Dieser Debatte kann durch ein 
integriertes Konzept schon im Vorfeld die Basis 
entzogen werden. Da sich allerdings bereits jetzt 
in Teilen der Industrie der Widerstand gegen 
einen Emissionshandel formiert, sind auch bei 
diesem Instrument ähnliche zähe und kontrover-
se Diskussionen wie bei der Einführung der ÖSR 
zu erwarten.
Analog zur ÖSR sind beim Emissionshandel noch 
zahlreiche Probleme zu lösen, wie zum Beispiel 
die Abgrenzung von energieintensiven Branchen 
und die Auswirkungen auf die Wettbewerbsfähig-
keit. Die Rahmenbedingungen für den Emissions-
handel – wie etwa Zuteilung, Reduktionsziel, 
Sanktionen – müssen daher vom Gesetzgeber vor 
Einführung des Handels klar definiert werden. 
Daher sollten frühzeitig – möglichst schon heute 
– Modelle und Planspiele zur Umsetzung entwik-
kelt werden. 
Die Diskussion um Emissionszertifikate darf aber 
– bei stets wachsenden Ausnahmen von der ÖSR 
in Form steigender Subventionen (9) – nicht 

dazu benutzt werden, eine erneute Instrumenten-
diskussion zu führen, ohne eine konkrete Umset-
zung als Ziel zu haben. Immerhin hat es bereits 
drei fehlgeschlagene Anläufe zur Einführung eines 
Zertifikatehandels seitens des BMU in Deutsch-
land gegeben – die Kraft-Wärme-Kopplung ist 
hier das aktuellste Beispiel.
Liegen die Ursachen für diese bisher gewonnenen 
negativen Erfahrungen im fehlenden Leis-
tungsvermögen des Systems oder in der fehlen-
den Bereitschaft der deutschen Wirtschaft, derar-
tige Ansätze konstruktiv aufzugreifen (10)? Die 
für das Jahresende 2001 angekündigten Ergeb-
nisse der Emissionshandels-Arbeitsgruppe, an 
der die Wirtschaft maßgeblich beteiligt ist, wer-
den eine erste Antwort auf diese Frage geben. 
Gleichzeitig dienen sie als Grundlage für eine Dis-
kussion über das Ob und Wie der Implementie-
rung eines Emissionshandelssystems und das 
Zusammenwirken mit der ÖSR.
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Vom britischen Finanzminister wurde nach der Klima-
konferenz in Kyoto 1997 eine Projektgruppe einge-
setzt, die untersuchen sollte, wie Treibhausgasemissio-
nen reduziert werden können ohne dabei die Wettbe-
werbsfähigkeit der heimischen Industrie zu 
beeinträchtigen. Im Ende 1998 vorgelegten Abschlußbe-
richt (6) wurden Maßnahmen wie der Zertifikatehandel 
und Energiesteuern fokussiert, wobei der Gebrauch von 
Zertifikaten als Langzeitstrategie gesehen wurde, die 
mit praktischen Schwierigkeiten verbunden sei und des-
halb zum damaligen Zeitpunkt (noch) nicht für sinnvoll 
erachtet wurde. Die Einführung einer Energiesteuer (Cli-
mate Change Levy – CCL) erschien als leichter umsetz-
bar und wurde nach intensiven Beratungen mit Ener-
gieunternehmen, gewerblichen Nutzern, Umweltorgani-
sationen und Wissenschaftlern in einem offenen Prozess 
angekündigt – parallel zur Einführung der ÖSR in 
Deutschland im Frühjahr 1999.
Am 1. April 2001 wurde die CCL in Großbritannien mit 
dem in Kyoto gesetzten Ziel einer Verringerung der 
Treibhausgasemissionen um 12,5 Prozent im Vergleich 

zu 1990 eingeführt. Im Gegensatz zur ÖSR richtet sich 
die Steuer nur auf den industriellen Energieverbrauch. 
Energieintensiven Unternehmen, die von der EU-IVU-
Richtlinie zur integrierten Vermeidung und Verminde-
rung von Umweltbelastungen erfasst werden, wird eine 
80-prozentige Reduzierung der Steuer gewährt, wenn 
sie alle Energiesparmaßnahmen tätigen, die auch koste-
neffizient sind (7).
Eine Möglichkeit für Unternehmen, in den Genuss dieser 
Steuerreduktion zu kommen, ist die Teilnahme an 
einem freiwilligen nationalen Kohlendioxid-Emissions-
handel, der sich derzeit im Aufbau befindet. Die im Juni 
1999 gegründete Emissions Trading Group 
(ETG) hat hierfür ein Modell entwickelt, das vor kurzem 
veröffentlicht wurde (8). Britischen Unternehmen eröff-
net sich dadurch die Option, an einem möglichen welt-
weiten Emissionshandelssystem nach Artikel 17 des 
Kyoto-Protokolls teilzunehmen, für das sie durch das na-
tionale Handels sys tem wertvolle Erfahrungen sammeln 
können.

zusammenspiel von climate change Levy und emissionshandel in Großbritannien
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